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SNNS fest. Die beobachtenden Wandlungen der Problemen anzumelden. Möge der Artheist daher xlauben,
theologischen Anschauungen erscheinen ıhm als „Rückzug die entscheidende Schlacht der Wissenschaft die
einer Ärmee, die 1m oftenen Kampf MIt der Wissenschaft Relıgion se1l schon geschlagen; ann doch nıcht die
gyeschlagen wurde  “ Ieser SRückzug“ stellt sich ihm dar Stärke der orthodoxen Kirche übersehen, die aut der eIN-

fachen Tatsache gründet, daß auch un ıhren ]äu-als ein Übergang SC  ; der Idee des alttestamentlichen (GOt-
LOS, der die Welt allein durch seıiın Wort yeschaffen hat, A bigen solche Menschen des zwanzıgsten Jahrhunderts 1bt,
Idee einer allmählichen, evolutionierenden Schöpfung, dıe die der Wissenschaft und Technik gegenüber aufgeschlossen
nach Naturgesetzen VOTLr siıch geht, die die Allmacht (sottes siınd und allein durch diese Vereinigung VO  ; relig1ösem
ZUuU Ausdruck bringen; VO  _ der Vorstellung der Erschaf- Glauben und wissenschaftlichem Interesse 1n ıhrem PCI-
fung aller Wesen durch den göttlichen Wıillen ZUuUr Vor- sönlichen Bereich die Theorie des Marxısmus-Leninismus
stellung einer „Urzelle“, 1n der die Möglıichkeit der HALL- umwerten. Schon hat das Regıme den Gläubigen bestä-
zen weıteren Lebensentwicklung angelegt ist: VO  } der tigen mussen, daß S1Ce als solche aktıv AN Aufbau VvVOo
Idee (Gsottes als eiınes gebieterischen Weltbeherrschers ZUr Staat und Gesellschaft teilnehmen. Vielleicht kommt
Idee (jottes als des „Sittengesetzes:. ıcht ganz n- eines Tages dazu, daß ihnen auch ıhre posit1ve Einstellung
recht kennzeıichnet der Autor diese (noch cchr A& das bzw Mitarbeit aut den Gebieten der Technik un: Wıssen-
Jahrhundert erinnernden) „Rückzüge“ als eine ewegung
VO Theismus Zu Deismus. Entscheidend 1St für ıhn die

chaft offiziell bescheinigt wird.
Tatsache der Fehde zwischen den Vertretern der alten,
primıitıven Religiosität un den Vertretern eıner solcher- Der Kampt der christlichen Gewerkschaften
weise „verfeinerten“, raffinierteren Religion. Aus diesem in Belgien
Z Verfall der Religion beitragenden Kampf könne die
Wissenschaft 1Ur Nutzen ziehen. Hınsıchtlich der Wıssen- Die Aktionen der christlichen Gewerkschaften 1n Belgien
schaftler in den kapiıtalistischen Ländern sSe1 beachten, während der ersten Hiälfte der Amtszeıt der —

da{fß der Deismus oft 1n der Geschichte der Philosophie als 7z1alıistisch-liberalen Regierungskoalition der Leitung
Übergang Z Materijalismus gedient habe Aufgabe der VO  3 Achılle Van Acker (1954—1958) bezogen sich VOT-
marxistischen Kritik sSC1 CS, diese Entwicklung be- nehmlıch auf die Verkürzung der Arbeitszeit. Ihnen WAar

schleunigen, jene Wissenschaftler auf die Seıite des Mate- eın großer Erfolg beschieden (vgl Herder-Korrespondenz
Jhg., 255 Wıe Blancke in AKAabort (Apriıl 1957,rialismus hinüberzuziehen. 23—95 berichtet, bereits 41 Oktober 1956Das Kampffeld der Orthodoxen Kirche 1 145 QO0Ö Arbeiter und Angestellte Belgiens die Vorteile

hne sich über die Bedeutung der Feststellung anscheinend der Fünftagewoche. Bekanntlich 1efß dieser Erfolg des
OCSC die soz1alıstischen Gewerkschaften (FTGB) nıcht1m k laren SE1IN, betont der Autor, da{flß die eigentliche Aus-

einandersetzung 7zwischen Wıssenschaft und Religion heute ruhen. Im Gegensatz Z vorsichtigen U überaus über-
nıcht mehr auf dem Gebiet der Naturwissenschaft, SOI1- legten Aktionsprogramm des OCSC forderten S1E eine
dern auf dem Gebiet der Soziologie und Ethik VOTLT sıch Arbeitszeitreduktion auch für den Kohlenbergbau, die
gehe. Dies scheint ın besonderer Weise auf die Verhält- dann auch starker Bedenken der Regierung einge-
n1ısse 1n der SowjJetunion zuzutreften. Anders als die ka- führt wurde.
tholische Theologie (der Vertasser spricht hiıer meist VOonNn war kann INa  — nicht Sapch, daß das Anlautfen der
„Neothomismus“), die der Wiıssenschaft die Beschreibung Lohn-Preis-Steigerungen in Belgien se1it 1956 durch die
der Naturerscheinungen, der Religion aber hre Erklärung Verkürzung der Arbeitszeıit 1n den Kohlengruben ausSgc-
ZUWEISE, ziehe die orthodoxe Theologie folgende Tren- Ost worden sel. Unbestritten 1St jedoch, daß die 7zweıte

Hilfte der Legislaturperiode bis heute) VO  3 demnungslınıe zwıischen Wıssenschaft un Religion: Der Wiıs-
senschaft obliege die Erforschung der Natur un Materie, Kampf die Löhne und Preise bestimmt War und ISt,
der Religion dagegen gehöre das Gebiet des „Geistes“, daß als ine der Auswirkungen des Grubenunglücks VON

der „Seele  «“ das heißt VOTLT allem die Fragen der Ethik Marcıinelle durch die Abwanderung der Bergleute in
„Möge die Wissenschaft die Natur erklären“, gCH andere Industriezweige und durch die starke Nachfrage
nach der nıcht unrichtigen Darstellung des atheistischen nach Kohle auf rund des Stahlbooms 1ın den Benelux-
Autors die Orthodoxen, „der Religion bleibt das Recht, Madaaten bereits Ende 1956 ıne beträchtliche Verschärfung

auf dem Kohlenmarkt eintrat, die wıederum eın Steigenden Menschen den richtigen Weg ZUr Rettung der Seele
weisen der Preise 1n anderen Sektoren der Wirtschaft nach siıch
Hierbei sind Konflikte 7zwischen Religion un Wiıssen- ZOg Ile Beobachter stimmen darın übereın, da{fß die

62 prozentige Lohnerhöhung, die die Einführung derschaft naturgemäiß seltener möglıch (wenn der Autor
auch die „Nichteinmischung“ der Religion in die Wiıssen- 45-Stunden -Woche lohnpolitisch bedeutete, nıcht allein
schaft prinzipiell tür höchst fragwürdig hält) scheint, für die Preishausse verantwortlich gemacht werden kann.
da{fß die orthodoxe Theologie die Überlassung der „Welt“ Blancke un steht damıt nıcht allein macht tür

den Staat, die s1e seinen Anfeindungen gegenüber diese Entwicklung die sozialistisch-liberale Regierung vVer_r-

immun macht, auch auf ıhr Verhältnis ZAUT Wissenschaft antwortlich, die, die durch die Hochkonjunktur g-
ausdehnt. ber das echt »” lehren, Gut un ose  e& gebenen außerordentlichen Steuereinnahmen un die

durch die Senkung der Ausgaben für die Landesverte1i-ISO  « die Ethik, ßr S1e sıch nıcht entwıinden: die Analyse
des atheistischen Autors enthält deutliche Hınvweise dar- digung und der Arbeitslosenunterstützung eWONNCNCH
auf. Aus dieser Haltung heraus ezieht S1e hre souverane Summen ZULCF Verminderung der Staatsschulden DC-
Position 1mM Verhältnis Z Wıssenschaft. Da diese nıcht brauchen, ıne Reıihe VO  S Anleıhen (vor.allem 1im Hın-
MI1It den Dıngen, „diıe NOL “  (Uu@. tun hat, sieht S1e keine blick auf die Brüsseler Weltausstellung eröffnete,
Veranlassung, reli21öse Ansıichten wissenschaftlıchen dadurch das Volumen der Zahlungsmittel vergrößerte un
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obendrein schon Mıtte 1955 die indirekten Steuern Er - auch dem Spiel der freien gesellschaftlichen Kräfte g‘efäth
höhte, da eine Preissteigerung fast unausbleiblich lich werden, auftf lange Sıcht yesehen untergraben und

schliefßlich ausschalten kann. Der OCSC WwieS außerdemblieb Immerhin gibt denken, da{ß ein angesehener
Nationalökonom wWw1e Prof Baudhuin VO  3 der Universität darauf hın, daß „die Regierung weder über die ZESETZ-
Löwen gehört der christlich-sozialen Parte1 liıchen noch über die admıinıstratıven Mıttel verfüge, welche
doch ine der Hauptursachen tür die Preiserhöhungen in die praktısche Durchführung eines allgemeinen Preıis-
den MmMIt der Kürzung der Arbeitszeit verbundenen Lohn- ermöglıchen“ (Neue Zürcher Zeıitung, 1 56)
erhöhungen sıeht, WEeNn auch zumiıindest 1m Sommer Die Reaktion der soz1alıstıischen Gewerkschaften hätte
1956 davon überzeugt WAafrTt, dafß von eiıner inflationären da s1ie doch Parteigänger der Regierung sind schon
Entwicklung 1n Belgien überhaupt nıcht die ede sein AaUS Gründen der Opposıtion sıch VO Echo des OCSC
konnte. unterscheiden mussen. ber der soz1ialıstische FIGB
Zum Verständnis der belgischen Entwicklung mu{l noch reaglerte. SEeENAUSO Ww1e der SC konnte gar
auf 7wel Erscheinungen hingewiesen werden: Belgien nıcht anders reagleren. Denn die soz1ialıstischen Gewerk-
praktiziert die Einrichtung VO den Index der Detail- schaften stehen 1n Belgien 1in ständiger Konkurrenz miıt

den christlichen Verbänden. S1ie mussen AaUS Konkur-handelspreise gebundenen Löhnen Steigen die Einzel-
handelspreise, dann werden S1e durch Lohnerhöhungen renzgründen dem GCSC nachziehen, WECNnN S1€e verhin-
zunächst der wichtigen Industriezweige „konsolidiert“. dern wollen, dafß hre Mitglieder S1e SCn lascher und
Das bedeutet, dafß auch Betriebe, die wenıger VO  — der regierungstreuer Haltung gerade in lohnpolitischen Fra-
Konjunktur profitierten, nach ein1ger eIit mMi1t Lohn- SCN, dıie den Miıtgliedern besonders wichtig sind, verlassen
erhöhungen nachziehen mussen, wenn s1e ıhre Arbeıter und ZzZum OGSC überwechseln. Genau Ww1e€e VOT wel Jahren
halten wollen. Denn die würden 1mM anderen Falle 1b- in der rage der Arbeitszeitverkürzung, der GSC:
wandern, da S1e heute 1in anderen Zweıgen der belgischen ohne auf ıne ıhm nahestehende Regierung Rücksicht neh-
Wirtschaft, die praktisch Vollbeschäftigung hat,; jederzeit MICH mussen, se1Ine Forderungen bei der Regierung —

melden und auch durchdrücken konnte, W AS die soz1alıstı-Arbeit finden Diese Tatsachen zwıngen den Staat, rela-
ELV schwache Wirtschaftssektoren, Ww1e die Landwirtschaft schen Gewerkschaften damals veranlaßte, dıe Forderungen
un den Kohlenbergbau, durch kostspielige Maßnahmen nach Reduktion der Arbeitszeıit noch erweıtern,

konkurrenzfähig bleiben, diesmal wieder ın derVOTL der „inneren Auszehrung“ schützen. Um den
Preisindex einigermaßen estabiıl halten, mufß der Staat rage des staatlıch dirıgierten Preis- und Lohnstops. Ob-
außerdem immer wieder umfassende Subventionen auf- gleich einzelne Regierungsmitglieder ausdrücklich erklär-

tCN, das Prinzıp der den Index der Einzelhandelspreisebringen, denn das 1sSt eine unangenehme Folge der
den Preisindex gebundenen Löhne dıe meısten Kon- gebundenen Löhne Nl damıt nıcht aufgehoben und Lohn-

sınd gegenüber der Preisentwicklung gleich- erhöhungen würden auf Grund echter Produktionssteige-
rungen nıcht ausbleiben, lieten die soz1alıstischen Gewerk-oültig, weıl Ja die Löhne in jedem Fall die Preise wieder

einholen werden. schaften den geplanten Lohnstop Sturm, un: ein-
zelne gewerkschaftliche Wirtschaftsverbände rohten Tn

Der Lohn-Preisstop VO Oktober 71956 tort miıt Streik. Miıt der Forderung, die Ertrage der „Kon-
In einer wirtschaftlichen Situation WwW1€e der gegenwärtigen junkturabgabe“, der Prozent VO  ; den Gewıinnen jener
1n Belgien fallen dem Staate zwangsläufig wichtige Schieds- belgischen Unternehmen, die jahrlich mehr als eine halbe

echa- Milliarde belg Francs „Unternehmergewinne“ aufweisen,richterfunktionen Z besonders dann, wenn

NiısSmuUsS 7wıschen den Wirtschaftspartnern nıcht mehr muüften den Arbeitern und den soz1alen Fonds ZUgULC
reibungslos Auft Das WAar 1M Frühjahr und Sommer 956 kommen, versuchte der AUS Konkurrenzgrün-

den einen zusätzlichen Trumpf auszuspielen.der Fall Die Preise stiegen UuNAauUsSZESETZL, wWenn auch nıcht
stark verglichen mi1t der englischen Entwicklung Z ber nıcht u  — AaUS Gründen der Konkurrenz reagıerte

doch erheblich stärker als 1n den Jahren zuvor. Am der FTGB Viele seiner Mitglieder, auch seiner Funk-
tiıonäre, sind der soz1alistischen Regierungsmehrheit nıcht1956 oriff die Regierung A, S1e verkündete einen

allgemeinen Lohn- und Preisstop und eine Besteuerung zrun. Als 954 die Sozialisten die cQhristlich-soziale Parte1ı
der Konjunkturgewinne mMit 10 Prozent. Der Beschluß der 1n der Regierung ablösten, konnten s$1e das 1Ur durch eine

Koalierung mIit den Liberalen. Wie 1 anderen LändernRegierung kam insofern unerwartet, als sich die
Arbeitspartner einem erfolgversprechenden Gespräch geht ine solche Koalıition auch in Belgien einem über-
zusammengefunden hatten, das 1Ur deshalb keinem zeugten Sozialisten NUur schwer un widerwillig ein,

manchem überhaupt nıcht. Handelt sıch 1in letzteremkonkreten Ergebnis führte, weil INa über die Absichten
Falli einen einflußreichen Gewerkschaftsführer w1ıeder Regierung bezüglich der Preispolitik 1 unklaren

WAar,. Andre Renard, über den noch weıter ein1ges be-
Die Reaktion der Offentlichkeit auf den Eingriff der richten sSe1InNn wird, dann gerat Umständen die SOZ124-
Regierung War stark, dafß die Regierung und listische Gruppe der liberal-soz1ialistischen Regierung
November iıne Konfterenz der Beteiligten einberief, die ständıg 1n dıe Zwickmühle 7zwischen den Forderungen

iıhrer lıberalen Regierungskollegen und denen der SOZ12-jedoch ergebnislos verlief.
Aufschlußreich besonders die Reaktionen der beiden listischen Gewerkschaften, wıe diese fast ständig 1n der
gleichgrofßen Gewerkschaftsverbände (CSC un FIGB:;: Zwickmühle stehen „wischen den beschwörenden Ermah-

NuNSCH un Appellen iıhrer Regilerungsvertreter, dochJe 650 000 Mitglieder). Die christlichen Gewerkschaften
uhe und Besonnenheit bewahren, un den Forde-lehnten die angekündigten Maßnahmen der Regierung ab,

weıl s1€e€ in ıhnen einen Ausdruck staatlichen Dırıgismus rungen der IC  a} keiner Seite her dıirıglerten, 1U  - autf das
erblickten, der nıcht L1UT der freien Marktwirtschaft, die Wohl ihrer Arbeiter und Angestellten bedachten rpächti-
Belgien nach erfolgreich praktiziert hat, sondern gCHh cQhristlichen Gewerkschaften.
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Sıeht inan von derartıgen soz1al- und wirtschaftspoliti- Weifere folgen könnten. hne aut die Bestimmungen des
schen Folgen der belgischen Parteıijen- und Gewerkschafts- Konjunkturgesetzes Rücksicht nehmen, forderte der
konstellation aD, esteht doch allgemein eın Zweıiıtel CSC ıne bessere Anpassung der Löhne die tfür dıe
darüber, da{fß der Lohn-Preisstop der Regierung VO Lohnempfänger gestiegenen Soziallasten SOWI1Ee VOL allem
9 40 1956 einen einschneidenden dirıgistischen Eingriff Sicherungen, die verhindern sollten, daß „die Anpassungen
darstellt, zumal die Regierung keine Maßnahmen der Löhne den erhöhten Index der Detailhandelspreise
eın monetarer Art W1€ Diskontsatzerhöhung USW. DE infolge der Steuerprogression mehr dem Fiskus als den
Drosselung des Preisanstieges ergriffen hatte. Auch ıberale Lohnbeziehern ZUZULE kommen“ eue Zürcher Zeıtung,
Kreıse wurden nach dem das Gefühl nıcht 10s,; dafß 8r 37
der Schritt der Regierung wenıger ZAULT: Bekämpfung der Durch kleinere Streiks, die 1n Verbindung MI diesen For-
Inflationsgefahr als dazu s  n worden Wal, die derungen 1ın verschiedenen Wıiırtschaftsbranchen durch-

veführt wurden, konnte der OCSC Yabals Ziele mehr oderbisher freie Wf£1't5c:ha?csordnung 1n etatistische Bahnen
überführen (nach „Neue Türcher Zeıitung“, weniger erreichen.
Umso erstaunlicher bleibt, dafß die lıberalen Mitglieder Dıie Erfolge des SCS leßen wiederum dıe sozjalıistischen
der Reguierung nıcht 1n die Opposıtion zingen. Gewerkschaften nıcht ruhen. S1e schlossen sıch der VO

[).14s „Konjunkturgesetz“ (SC ausgelösten Streikbewegung nach un nach
gegenteiliger „Empfehlungen“ der soz1ialıstıschen

Dıie belgische Regierung hat N der Proteste der Unter- Parteiführer. Ja S1Ee übertrumpften die Forderungen des
nehmerverbände, der Industrie- un Handelskammern SCS noch AUS Konkurrenzgründen und lösten S
und der Gewerkschaften ıhren 4A1l angekündig- nachdem Ende Junı der Regierung velungen War, den
ten Lohn-Preisstop nıcht voll verwirklichen können. Das Streik der Bauarbeiter beizulegen, den schwersten Streik
a 1 Marz 1957 VO Parlament verabschiedete SOSC- AaUs, den Belgien während der etzten ZWanzıg Jahre C 1 -

1 „Konjunkturgesetz“ reduzıiert zunächst die auf ebt hat den Streik VO  —$ 200 000 Metallarbeıtern, dıe
Prozent der Unternehmergewinne vorgesehene Kon- dem Regiment des Soz1alisten Andr  E Renard

stehen.junkturabgabe aut 505 Prozent. Die Abgabe oll sıch NUuUr

autf die oben gekennzeichneten oroßen Fırmen erstrecken, Nachdem Renard schon öfters seinen sozialistischen Regie-
und WAarTr 1Ur während der Jahre 1956 und F5 a1sO rungsspıtzen und Parteiführern während der etzten Jahre
weder rückwirkend noch über 195/ hınaus. Der Ertrag Schwierigkeiten gemacht hatte, die die Regierungskoalı-
der Abgabe, die als antiıinflatorıische Mafßnahme dekla- F1ON Z Wanken brachten, zerlet 1MmM Juli mM1t seiner
riert Wal, wurde dann jedoch tür soz1ale und wissen- Regierung 1ın einen oftenen Konflikt. Er verlangte, da{fß
schaftlich - wirtschaftliche 7 wecke angeSetzZt, wodurch das für dıie Metallarbeiter 1n Zukunft doppelter Lohn nıcht
antınflatorische Zie]l nıcht realisierbar wurde. In der rage mehr 11LUr für eine, sondern für beide Ferienwochen AUS-

des Lohn- un Preisstops 1ef5 sich die Reguerung ermäch- ezahlt würde. IBIG Arbeitgeber konnten VO  - siıch AUS der
tigen, Lohnerhöhungen verbieten, die LLUX „konjunk- Forderung nıcht nachgeben, weıl das „Konjunktur-
turell“ bedingt sind und „nicht aut Grund VO  ; VOTr dem gesetz“ das verbietet. IDIG Regierung, deren Adresse

Januar 195/ abgeschlossenen kollektiven Arbeitsver- Renard seine Forderungen offensichtlich richtete, konnte
tragen, auf Grund e1INes Anstiegs des Indexes der Detail- S1E auch nıcht erfüllen, weıl 1E on ıhre eigenen (‚esetze
handelspreise oder auf Grund einer Verbesserung der mıißachtet hätte. Renard 1eß also seınem Parteifreund,
Produktivität erfolgen“ eue Zürcher Zeıtung, Ja- dem remjermiınister Van Acker, SCNH, se1 keıin S0-

zıalıst, sondern eın ‚soz1aler Verräter“, und legte kurzer-
Irotz der Abschwächung gegenüber dem Entwurf VOIN hand die SESAMLE Schwer- un Metallindustrie 1n Wallo-

der „elastischen“ Handhabung dieses Er- nıen lahm, während In Flandern un: anderen ämischen
mächtigungsgesetzes brach wiıederum, Ww1e sechs Monate Gebieten, die dem Einflufß des ese stehen, nıcht
uVOT, e1n Sturm der Entrüstung los Dıie katholische alle Metallarbeiter streikten. (Immerhin sollen sıch
Tageszeıtung ALa Libre Belg1que“ erklärte, die Regierung diesem Streik auch 01010 Mitglieder des OCSC beteiligt
wolle sich MI1t dem (Gesetz offensichtlich diktatorische oll- haben). Das Ergebnis des fast dreiwöchentlichen Streiks
machten auf den Gebieten der Wırtschafts-, Fınanz- D WaTr ein Einnahmeverlust der belgischen Wıirtschaft VO  —

Sozialpolitik aneıgnen. Die christlich-soziale Fraktion de: rund Milliarden belg Francs. Der Nettoverlust wird
Abgeordnetenhauses sprach sıch geschlossen SC  Q das (Ges aut ungefähr 225 Milliarden geschätzt, das 1St nıcht ganz
SETtZz aus Erneut waren die Liberalen dazu beruten DC- eın Prozent des belgischen Volkseinkommens.
T1, die Sozaalisten Z Vernunft ruten (weıl nach Am Julı 1957 konnte der Streik beigelegt werden.
übereinstimmender Meıiınung der ührenden Wirtschafts- Ministerpräsident W  . Acker, der die Schlichtungsver-

des Landes die Entwicklung eine derart tief- handlungen persönlich leitete, kam der Forderung der
greifende Mafßnahme nıcht rechtfertigte). ber S1e VCI- soz1ialistischen Gewerkschaften nach doppeltem Lohn für
SagtCN. die 7weiıte Ferienwoche nıcht nach (das hätte eıner Lohn-

Diıe Streikwelle erhöhung VO  a} Prozent entsprochen), yab aber seine Zail=
Wiederum dıe christlichen Gewerkschaften, die als stiımmung einer Lohnerhöhung VO  a bıs Prozent für

die Maßnahmen der Regierung protestierten. die Metallarbeıiter el Januar 1958, die als Produktivıtäts-
Si1e begannen zunächst kleinere Streiks auszulösen. Gewiß prämıe gedacht seın oll Den qQristlichen Gewerkschaften

versprach der Premuier, untersuchen, w1e verhindertWr der GCSC auch darüber erbost, dafß die Regierung ıhm
bıs FEnde 195 7/ die Möglichkeit nahm, Lohnforderungen werden könnte, da{ß Lohnerhöhungen, die auf Grund des
stellen. Entscheidend jedoch tür die Protestaktion Wr die ansteigenden Indexes der Einzelhandelspreise gewährt

werden, durch dıe Steuerprogression hinfäallig werden. DıeErkenntnis des CSC. da{fß einer CrStcCH, ungerechtfertigten
Aufhebung se1ner gewerkschaftlichen Rechte jederzeıt soz1alistischen Gewerkschaften haben, unbeschadet dem
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Abkommen VO 14 A bereits nach kurzer Zeıt dem Par- banalsten Arztvisıten, doch leiste S1IC für tatsächlich NOL-
lament Gesetzentwurf vorlegen lassen, der die Be- wendige Dienste, W1e unabwendbare chirurgische Eın-
zahlung des doppelten Lohnes für die Z WE1ITLE Ferjen- oriffe, oft Nnur schr ungenügende Beträge“ (nach „Neue
woche nıcht NUur für die etall- Uun: die Schwerindustrie, Zürcher Zeıtung“, 57)
sondern für sämtliche belgische Industriezweige tür ob- Die Ziele, die zumindest C1in 'Teinl der soz1alıstischen Re-
ligatorisch erklärt Die soz1Jalıstischen Gewerkschaften 1CTUuNg anstrebt wurden, WIeC schon Oktober 1955
WI1IsSssen sehr wohl daß iıhre Regıierung, auch WenNnn S1C (vgl Herder-Korrespondenz Jhg Z Frühjahr
diesem Entwurt keinen Getallen findet WCNLSEC Monate dieses Jahres deutlich als der soz1ıalistische Arbeıitsminister
VOTLr den allgyemeinen Wahlen, die den ersten sechs Mo- Iroclet Plan Z E Revısıon der Pensionsversicherung

des kommenden Jahres statthinden werden, AI nıcht für Angestellte dem Parlament vorlegte Der Plan sieht
anders kann, als diesen Wunsch ihrer Anhänger Er- WE Erhöhung der Angestelltenpensionen VO  — jähr-üllen, WECeNN S1E nıcht Getahr lauten 111 bei der W.ahl Ilıchen aXxımum VO  ; höchstens 40 00Ö aut 90Ö 000 belg
Verluste CISCNECN ager erleben Francs VOTr, „das heißt VO  — ungefähr W €1 Dritteln auf
Wenn auch der Regierung Laufe dieses Jahres O drei Viertel des für die Angestelltenpension geltenden
Jungen 1ST die Löhne einigermaßen stabiıl halten, Lohnplafonds, der gleichzeitig VO  — Jahreseinkom-
konnte S1C jedoch ein WwWEe1 Ansteigen der Preıise nıcht inen VO  . 60 01010 auf Gin solches VO  3 96 00Ö und 1Ab 1960
verhindern Die oftene and der Regierung, die auf solches VO  - 120 01010 belg Francs erhöht werden
scheinend die Weltausstellung Wahljahr auch Partel- co]1“ eue Zürcher Zeıitung, 57) Gekoppelt 1ST
politisch ufzen gedenkt und daher erhebliche Summen dieser Plan und das 1ST unserem Zusammenhang ENTt-

die Brüsseler Anlagen IN vestIerte, dıe 1Ur durch scheidend MIL Zentralisierung saämtlıcher
höhere Kassenkredite der Natıonalbank und durch CIMD- Pensionskassen der Angestellten 1 staatlıiıcher and
findliche Erhöhung der indirekten Steuern gedeckt werden Die christliche Angestelltengewerkschaft CSC hat
konnten, WAar wıeder die Ursache für 1Ne DPreis- diesen Plan Troclets als das gebrandmarkt, W as ISE®
erhöhung verschiedenster Artikel die 111C automatische Versuch, die Pensionsversicherung der AngestelltenErhöhung der Beamtengehälter und der Löhne der verstaatlichen: die Regierung wolle nıchts anderes damıt,Schwerindustrie (auf Grund der Kopplung VO  e} Lebens- als das Verantwortungsbewußtsein der Angestelltenhaltungskosten und Lohn) nach sich ziehen dürfte. Dıie schwächen, ferner „dıe Betrage der Zut verwalteten PTI1-christlich-soziale Opposıtıion ı Parlament hat daher auch Angestelltenpensionsfönds für die Sanıerung der
beantragt den liberalen Fıinanzminister Rey FA entlassen mıinder Qu verwalteten staatlichen Soz1ialversicherungs-

fonds verwenden und der ML eiNer qcQronischen eld-Dıie Auseinandersetzung die soztialen Lasten knappheit kämpfenden Staatskasse NEUE Mıttel zuführen
IDIT: Kritik Blanckes (a 93) yegenüber dem Neue Zürcher Zeitung, 3() 57
Konjunkturgesetz die WI1eC tolgt tormuliert hat Es hat den Anschein, als ob die soz1alretormerischen Ver-

„Neben dem Lohnstop, den die christliche Gewerkschafts- suche der soztalistisch lıberalen egıerung, die
bewegung dieser Periode der wirtschaftlichen och- mehr alles unterschiedslos „vers!i  ern 11 die belgi-
konjunktur nıcht annehmen kann, umtaßt das Gesetz 1N€6 schen Arbeiter und Angestellten nachdenklich gyemacht
Reihe VO  e} Bestuımmungen, die regelrecht voll- hat Die Leistungserhöhungen den verschiedensten
kommenen Verstaatlichung führen“ ‚ gilt auch für die Ver- Sparten der Sozialversicherung, die SCeIr dem Frühjahr
suche der sozjalistisch-liberalen Regierung, die Sozialver- (esetz wurden, sind selbstverständlich 1Ur möglıch durch
sıcherung NECUu ordnen. Beitragserhöhungen. Obwohl bereits bıs um Aprıl dieses
Der CSC hat sıch be1 allen Verhandlungen iMmer darum Jahres die soz1alen Abgaben Belgien mehr als 30 Pro-
bemüht da die soz1alen Vergütungen, besonders die ZeNtTt der ausbezahlten Lohnsummen ausmachten C1C TE-
Arbeitslosenunterstützung und die Familiıenzulagen, CT - hören den höchsten Sanz Europa un damıt
höht würden Der Kampf die Familienzulagen yeht cschwer auf den industriellen Kosten und auf der aut-
hıis 1951 Zzurück Nachdem die ELIzZ1IgE Regierung die - kraft der Lohn- und Gehaltsempfänger lasten, wurden S1e
sätzliche Vergütung tür die Multter AI Herd“ gestrichen nochmals erhöhr Daher rührt auch der allgemeıine
hatte das bedeutete für 263 000Ö Famıilien 1E Ver- Wiıderstand aller Betroftenen diese Kegierungs-
MNSCIUNS des Einkommens 1n der Gesamthöhe VO  S 400 maßnahme Dıe belgischen Arbeiter un Angestellten tra-
Millionen belg Francs gelang dem SE relatıv SI ‚ch ob INa  s sıch nıcht auch auf anderem VWege be1
Spat das Gespräch M1 der Regierung über die Erhöhung SETNNSECICH ramıen ausreichend für das Alter un
der Kindergeldbeilagen als Ausgleich für dıe Wegtall soz1ale Not schützen kann Dıie Einsicht wächst dafß die

Pramıe der „Mutter Herd“ Gang unumgänglıche Retorm der belgischen Sozialversicherung
bringen Das Konjunkturgesetz sieht WG Erhöhung der sıch weder NUr durch erhöhte Einzahlungen und erhöhte
Kındergelder ohl VOTFr aber nıcht Siıinne des CS dem Leistungen noch durch aufende Korrekturen der heute

VOTFr allem 1Ne Sıcherung der Famılie IMI drei und geltenden soz1alen Gesetzgebung verwirklichen ßr
mehr Kındern gyeht Die mehr als Miılliarde belg Francs Wır haben u11l diesem Bericht absichtlich auf 116 Dar-
die der Staat Kındergeldern auswirtft kommen stellung der faktischen Entwicklung beschränkt Der auf-
der Mehrzahl den Einkindfamilien ZUZufe, während die merksame Leser wird Aaus ıhm 7zweıtellos VO  am} celbst
Hıltfe für die großen Famıilien nach WI1Ie VOT ungenügend Schlüsse zıehen Die belgische Entwicklung scheint uns
bleibt Diese Art Hılfen 1S5% typisch für die Sozialpolitik dreı ınge eutlich machen
der Regierung Das offizielle Spıtzenorgan der belgischen da{fß auch CIMn aufgeklärter und gemäfßigter Sozialısmus,
Industrie hat mehrmals darauf hingewiıiesen, dafß die bel- WIC ıh die belgischen Soz1ialisten vertreten, schließlich
yische Sozialversicherung heute hoher ramıen NUuUr doch Politik der Sozlalisierung und der Etatı-
kleine Leistungen bietet 35  1€ VeErgute Z Beıispiel die S1ICTUNG tführen mu{fß
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Z daß ine AaUS kulturpolitischen (lies antiklerikalen) leicht Kurz. WEeNnNn iıcht „eine organısche institutionelle
Gründen gyeschlossene sozialistisch-liberale Koalıtion Zusammenarbeit 7zwıschen den großen gewerkschaftlichen
immer ein unnatürliches Bündnıs darstellt, 1n dem der Organısationen“ besteht, „deren Forderungen un deren

Aktionstormen miıteinander vereinbar sind, un War Sıberale Partner autf wirtschafts- un soz1alpolıtischem
Gebiet seine ureigensten Positionen mußs; da{fß diese Organısationen über ihr Programm und über
y da{fß die Konkurrenz 7zweler starker Gewerkschaften die die Forderungen, die s1e stellen und gemeinsam vertel-
ohnehin nıcht VO'  ; der and weıisende Getahr einer dıgen, übereinkommen un ErSit dann Verhandlungen be-
eın gewerkschaftlichen Interessenpolitik noch verstärkt; oinnen und Schritte bei den öffentlichen Behörden un
einmal nämlıch können diese dann im allzgemeinen kaum Arbeitgebern unternehmen, nachdem S1e sıch miteinander
mehr Rücksicht auf die Polıitik der ıhnen jeweıls nahe- geein1gt haben“, W1e der rühere Präsident des CSE;
stehenden Regierungsparteien nehmen, Z andern aber Henrı1 Pauwel, schon 1946 gefordert hat (vgl Herder-
KOommen dabe] auch die Bedürfnisse des Gemeinwohls Korrespondenz Jhg., 37)

Aus der OÖkumene
WwW1€e auch die lutherische Kırche eıne Geschichte hinter sıchDas Luthertum 1mM ökumenischen Gespräch hat Wıe viele katholische Theologen heute wıssen, daß

Zwischen Kom un dem Weltrat der Kırchen dıie Reformatıion eın ernsties theologısches Problem Ist:
Imussen auch WIr 1m Katholizismus eın Problem erkennen,In diesem Bericht tassen WI1r drei sıch ZELFENNLE Themen

einem gemeinsamen Tıtel INnmM weıl 1 jedem das nıcht Jeichttertig abgetan werden ann Wer VO  e} dem
Bild eines primıtıven, vortridentinischen KatholizısmusFalle die Konfessionspolitik, darf INa  } ohl Sagcnh, ausgeht, vertehlt die heutige Situation Eın Studiumdes Weltluthertums autf ıne andere Weise sichtbar wird.

Wır überlassen VOTFerSt dem Leser, sıch eın eigenes Urteıil des Katholiziısmus sEe1 auch deshalb notwendig, weıl die
theologische Wıssenschaft die Pfarrerschaft un: die Kır-

bılden chenleitung De1 der Bewältigung der kontroverstheolog1-
Eın sprechendes Memorandum schen Arbeit allein gelassen habe, un schliefßlich, weiıl die

In Ergaänzung UNSEIEGT Meldung über die geplante Kenntnıiıs der Differenziertheit der modernen katholischen
Theologie fehle, auch der inneren organge 1n der rom1-Gründung eınes „Konfessionskundlichen Instituts des

Lutherischen Weltbundes“ (vgl ds J3s., 9—20 geben schen Kırche und ıhrer kirchenpolitischen Strategıe.
WIr hier eiınen Auszug AaUuUsSs dem VO:  e} Oberkirchenrat Hugo „Selbstprüfung“Schnell, Hannover, verfaßten Memorandum, 4aSs dem
Antrag des deutschen Nationalkomitees auf der Welt- Angesichts dieser Sachlage sejen die Lutheraner 95  ur

bundtagung 1n Miınneapolıis zugrunde Jag Der ext 1St 1n Selbstprütung geruten“. Denn „dıe lutherische Kirche
mu{fß ıhre eigentliche, NUur ıhr aufgegebene Verantwortungder „Evangelisch-lutherischen Kirchenzeitung“ VO 15

Oktober 1957 in seinen grundsätzlichen Teiulen veröftent- wahrnehmen, das ViC)  3 der alten Kırche übernommene
lıcht worden. un formal MIt der römischen Kirche gzemeınsame lau-

bensgut festzuhalten und fruchtbar machen. Die neuCcZur Begründung der Notwendigkeıt des Instituts h81ßt
C5S, dafß „due Einsicht 1n die gegenwärtıige Sıtuation —- Interpretation dieses Erbes, die durch den Rückgriff aut
ohl der Kırche der lutherischen Reformatıon als auch die Schrift 1n der reformatorischen Theologie eingesetzt

hat, MU: weıtergeführt, angesıichts der historisch-kriti-der römisch-katholischen Kırche 1ne oroße Zahl europäil-
scher, VOT allem deutscher Kirchenführer un Protessoren schen Arbeit der etzten Z7we] Jahrhunderte gesichert und
der Theologie veranlaflit“ habe, eın solches Institut m1t der nachtridentinischen Entwicklung des Katholi7zis-

111US5 konfrontiert werden. Die intensive Beschäftigungordern. Rom se1 „das Gegenüber AT evangelisch-luthe-
rischen Kırche“. Die ökumenische Aufgabe der uther1- M1t dem Katholizismus könnte der lutherischen Theologıe
schen Kiıirche al einer Kırche der ‚Katholıizıität‘ lıegt VOTL- 1ne LECEUC Blickrichtung veben, S1Ce A4US mancher Erstarrung

un A2US festgefahrenen Fragestellungen lösen.“ In dieserZzUugswelse auf dem Felde der Auseinandersetzung MIt der
römisch-katholischen Kırche. Hıer hat die lutherische Auseinandersetzung ‚haben WIr der römischen Kırche das
Kirche ıhr eigentliches Gegenüber. Wır würden uns rechte Verständnis des Evangelıums un der Kırche 1!}

mıtten 1n der Zersplitterung des Leibes Christi1 be-schuldıg machen, WECNN WIr hier das Zeugni1s der Wahr-
heit un der Liebe versaumen. Wır können auch der ZEUSECN. Viele katholische Theologen un: Laıien warten

Tatsache nıcht vorbeigehen, daß viele katholische Theolo- auf diesen Dienst der lutherischen Kirche Es iSt auch nıcht
verkennen, daß manches 1n der katholischen Kırche 1n

Cn 1ın der lutherischen Kıiırche ıhren wesentlichen (Ge-
sprächspartner sehen und ihre eigene Theologıe 1in der ewegung geraten 1St un dafß sach diese Kıirche beım
Auseinandersetzung MIt der lutherischen Theologıe Mühen eıne Erneuerung zew.il5 un starker innerer

pannung Z Teil VO  - der Retormatıon hat INSP1-klären suchen Im übrigen begegne das im Zusammen-
schlufß begrifiene Weltluthertu gerade den Brenn- rieren lassen“ (Bıbelbewegung, stärkere Betonung der

punkten seiner Arbeit dem Katholizismus 1n Europa und Heiligen Schrift 1 der esse
1n ord- un Südamerika. Im einzelnen wırd erklärt, Dıiıe AufgabenINa  = Nl ZU Studium des Katholiızısmus gerufen >  mN
der verbreiteten falschen Vorstellungen: Die Sıtuation des Be1n der Umreißung der Aufgaben des Institutes wiıird die
Katholizismus 1St heute ine andere als VOTLr 400 Jahren, Ostkirche VOrerst ausgeklammert un eine Beschränkung

146


